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Parlament 7 
1017 Wie n Wien, am 9. August 1990 

~etri~~~.=~~~c;~~S 
D"t .. ",: 1 3. AUG.1990 

VerteIlt 1 7. AUG. 1990 (1(~1 ~!Jj Q; 
Betr if f t : En twur_f_~!n_e_~_~Q_~6;_~; __ ; .. ;;.~.~. ~_~~~~~Ä_n4_~.!"_~_fl~..9_~~_et z ~_~_-= 

FEÄG - Begutachtungsv~rfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

In der Anlage übermitteln wir Ihnen 25 Ausfertigungen der 
Stellungnahme des öBDS zum FEÄG. 

Die darin angeführten Verbesserungsvorschläge basieren auf der 
praktischen Erfahrung Diplomierter SozialarbeiterInnen in ganz 
österreich, und sollten als eine Grundlage für die nochmalige 
überarbeitung des vorliegenden Entwurfes herangezogen werden. 

Wir hoffen, damit einen Beitrag geleistet zu haben, der zu einer 
echten Verbesserung der derzeitigen gesetzlichen Situation führen 
kann. 

Mit freundlichen Grüßen, ..---- . 

V, 'M~1 .. AJ 
Bri'gitte Fra ner 
In.sekr. 

Beilage 

Alexander Anton 
Bundesvorsitzen 

Bankverbindungen: Österreichische Postsparkasse, Konto-Nr. 1497.344 
Zentralsparkasse und Kommerzialbank Wien, Zweigstelle Schotten ring, Konto-Nr. 601.212.202 

1/SN-320/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 5

www.parlament.gv.at



1 

1 

Stellungnahme des ÖBDS __ ( österreichischer Berufsverb~_nd 
Q!plomiert~_Sozialarl?e_iterInnen) zum Entwurf vom 16.5.1990 d~5 
F _0 rd e rung se xe K'.;t t;i 0_ ns ~l':'lg._~ r~n_g ~_~_~ set z ~ ~ 

L:Et'_~A~_? 

Daß die Verschuldung privater Haushalte relativ und absolut 
zunimmt, ist kein Geheimnis mehr. Daß dabei die Quote der über­
schuldeten Haushalte ebenfalls steigt, ist klar. 
In der Praxis der Schuldnerberatungen hat sich jedoch herausge­
stellt, daß alle Gesetze, die Fahrnis- und Gehaltsexekutionen be­
treffen, einen direkten Einfluß auf das Verhalten bei der Kredit­
vergabe potentieller Großgläubiger haben: 
Wird die Lohnpfändung sehr leicht gemacht, dann wird sie auch ver­
mehrt in Anspruch genommen. Dabei wird nicht, wie ursprünglich be­
absichtigt, die Fahrnispfändung zurückgedrängt, sondern es werden 
vielmehr Kredite (und Waren auf Kredit) wesentlich riskanter ver­
kauft. Im Vertrauen auf ein rasches und kostengünstiges - da 
letztlich vom steuerzahler finanziertes - Instrument der Schulden­
eintreibung werden daher Bonitätsprüfungen immer oberflächlicher 
oder gar nicht mehr (Versandhäuser) durchgeführt. 
Leider wird diese Tendenz durch den vorliegenden Entwurf fortge­
setzt. 

Bezüglich der unpfändbaren Beträge bleiben neue Entwicklungen, wie 
die, im Vergleich zu den Lebenshaltungskosten, überproportional 
steigenden Mieten, sowie Kosten im Zusammenhang mit dem Arbeits­
platz (Fahrt, Verpflegung) vollkommen unberücksichtigt. 
Einmal mehr führt das dazu, daß Soziale Hilfen und somit öffentli­
che Mittel einspringen müssen. 

Die Bevorrangung von Alimentationsforderungen ist nicht ausrei­
chend. So ist nicht einzusehen, daß z.B. ein Versandhaus voll 
pfändet und die Unterhaltszahlungen nur durch eine Herabsetzung 
des "Existenzminimums" (ein ~Viderspruch in sich) bedient werden 
können - und das oft nicht im erforderlichen Ausmaß. 

ad § 291.(1) 
Es wären sinngemäß anzufügen: 

"5. Individuelle Wohnungskosten (Miete abzüglich Wohnbeihilfen, 
plus Energiekosten) bis zu einem Höchstbetrag von derzeit ÖS 
5.000,- (Haushalte ohne mj. Kinder) und ÖS 7.000,- (Haushalte mit 
mj. Kindern). Dieser Betrag wird an den Mietenindex gebunden." 

Begründung: 
Die Mieten steigen im Vergleich zu anderen Preisen überproportio­
nal. Regional ist es bereits unmöglich, ohne größeren Kapitalein­
satz (Ablöse, Baukostenerlag, •• ) eine billige Wohnung zu bekommen. 
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Da sämtliche diesbezügliche Förderungen den Grad der Verschuldung 
nicht berücksichtigen (und dies auch nicht wünschenswert wäre), 
muß verhindert werden, daß bestehende Wohnungen aus finanziellen 
Gründen aufgelöst werden müssen. 
Nichtberücksichtigung der Wohnungskosten führt außerdem erfahruns­
gemäß zu Rückständen bei Miete, Heizung und Energie. Daraus resul­
tieren enorme Folgekosten, die die Sozialbudgets der Länder und 
Gemeinden belasten (übernahme von Rückständen, Fremdunterbringung 
von Minderjährigen, Bau neuer Obdachlosenheime, •• l. 

"6. Aufwendungen für die Fahrt zum/vom Arbeitsplatz, SOWle die Ko­
sten der Verpflegung am Arbeitsplatz." 

Begründung: 
Von Arbeitneh~ern wird zunehmend Flexibilität gefordert, was den 
Ort und die A~t der Arbeit betrifft. Eine Arbeit in unmittelbarer 
Nähe des Wohndrtes ist bereits die Ausnahme. Durch diese unver­
meidbaren Mehrkosten sollen daher arbeitende Schuldner nicht be­
nachteiligt we.rden. 

ad § 291a. (1). bis (4): 

Bei allen genannten Beträgen wäre eine Anbindung an einen Kosten­
index notwendig. Vorgeschlagen wird eine Anbindung an den ASVG­
Richtsatz. 

Begründung: 
Fix vereinbarte Grenzen werden meist nur in großen Zeitabständen, 
beeinflußt von Faktoren wie Wahlterminen, Veröffentlichungen zum 
Problem o.a., verändert. Diese Faktoren haben meist keinen direk­
ten Zusammenhang mit der tatsächlichen Geldwert- und Lebenshal­
tungskostenentwicklung. 
Der allgemein gut bekannte ASVG-Richtsatz gilt als eine Art Min­
deststandard. ~ine Anbindung daran wäre also durchaus sinnvoll. 

ad § 291b.(2) 
I 

Dieser Absatz sollte sinngemäß ersetzt werden durch: 
"Gesetzliche Upterhaltsansprüche haben Vorrang gegenüber anderen 
Exekutionstitell, wenn sie nicht durch den jewei ligen Unterha 1 ts­
grund- und Untbrhaltssteigerungsbetrag gedeckt werden können. 
Grund- und Ste~gerungsbeträge des Verpflichteten, sowie Cnter­
haltsgrund- un~ Unterhaltssteigerungsbeträge anderer können nicht 
angetastet werden." 

Begründung: 
Meist sind die laufenden Alimentationsverpflichtungen höher als 
die jeweiligen Unterhaltsgrund- und Unterhaltssteigerungsbeträge. 
Bis jetzt wird - und auch im vorliegenden Entwurf - der Verpflich­
tete für seine Sorgepflichten "bestraft", indem er unter den All­
gemeinen Grund- bzw. Steigerungsbetrag gepfändet werden kann. Das 
bedeutet einen Einkommensverlust unter das "Existenzminimum" sei­
nes nunmehrigen Haushalts, indem aber häufig ebenfalls Kinder le­
ben. 
Andererseits aber müssen Alimentationsansprüche, sofern sie nicht 
durch den jeweiligen Unterhaltsgrund- bzw. Unterhaltssteigerungs­
betrag abgedeckt werden können, Vorrang gegenüber z.B. einer Bank­
schuld haben. Diese Differenz kann daher den Pfändungsbetrag eines 
"normalen" Gläubigers schmälern. 
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Durch den Wegfall der Sanktion "25% weniger bei Unterhaltsansprü­
chen" könnte viel Resignation vermieden und könnten viele Arbeits­
verhältnisse gerettet werden. 

ad § 291e. 

Neben der guten Idee, Tabellen zur Berechnung der jeweils unpfänd­
baren Freibeträge herauszugeben, müßte auch die Möglichkeit ge­
schaffen werden, daß unkompliziert, rechtsverbindlich und kosten­
los jedes Bezirksgericht diese Freibeträge ausrechnet. 
Begründung: 
Dieses Service würde vor allem von kleinen und kleinsten Arbeitge­
bern beansprucht werden, die dadurch ihrerseits so manche ~Iitar­
beiterInnen nicht gleich wegen Lohnpfändungen kündigen bzw. unwis­
sentlich mehr pfänden würden (so fallen die Steigerungsbeträge 
häufig "unter den Tisch"). 

ad § 292a. 

Der gesamte Paragraph hat für die Praxis kaum Auswirkungen. Wer 
klärt schon die Betroffenen über diese Möglichkeiten auf? 
Absatz (1)2. wird zur Zeit von der Realität überholt, da vor allem 
das (~turcbs~bniJ~:_~l is:Jl~ ~vohnungskostenni veau rasant steigt und somit 
nicht durch diesen Punkt erfaßt wird. 

Daß sich immer mehr Firmen auf den staatlichen Eintreibungsapparat 
verlassen, zeigt, daß immer häufiger Waren ohne Bonitätsprüfung 
auf Kredit verkauft werden (Videorekorder, TV-Geräte), der Eigen­
tumsvorbehalt jedoch fast nie aktiviert wird (Ausnahme: Autos). Es 
wäre daher vorstellbar, daß ein Exekutionstitel nur dann erwirkt 
werden kann, wenn das Gerät zurückgenommen und der Verkehrswert 
von der offenen Forderung abgezogen wurde. Das würde nach unserem 
Dafürhalten Konsumartikel auf Kredit unattraktiver machen, da die 
Einbringung auch mit Aufwand (und somit Kosten) für den Gläubiger 
verbunden ist. 

Reihenfolge der Lohnpfändungen: 
Hier gibt es traurige Entwicklungen: Durch einen Arbeitsplatzwech­
sel des Schuldners können Gläubiger mit einer "alten" Schuld (Woh­
nungsbeschaffungskredit) Von einem neuen, aggressiven Gläubiger 
"überholt" werden. Belohnt werden somit diejenigen, die ständig 
die Gerichte mit allen möglichen Anträgen überhäufen, bestraft oft 
diejenigen, die an gütlichen, außergerichtlichen Lösungen interes­
siert sind. 
Lösungsansätze gäbe es dafür: 
Rotierende Gehaltspfändung, Eindämmen der vom Gericht zuerkannten 
Zinsen, Umkehrung der Anrechnung von Kosten, Zinsen und Kapital 
und ähnliche, in der BRD und Schweiz bereits begonnene Veränderun­
gen. 
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Der Entwurf des FEÄG ist in der vorliegenden Fassung keine wirkli­
che Vereinfachung, vor allem für Schuldner und Drittschuldner (75% 
Regelungen, unterschiedliche Grenzen bei Arbeitlo­
senunterstützung, ... ). Zugleich jedoch werden individuelle Bela­
stungen auch nicht ausreichend berücksichtigt. 
Es müßte daher zwischen 2 Wegen eindeutig entschieden werden: 

1. Die radikale Vereinfachung: 

Es gibt nur noch einheitliche Grund- und Steigerun9sbeträge für 
den Verpflichteten und seine gesetzlichen Unterhaltsverpflichtun­
gen. Und sonst keine einzige Ausnahme. Dann allerdings müßten - um 
individuelle Erschwernisse nicht- auf Kosten Unbeteil igter austra­
gen zu lassen, die unpfändbaren Teile wesentlich stärker angehoben 
werden, als dies im Entwurf der Fall ist. ÖS 7.000,- für eine Ein­
zelperson und 3.000,- für jede Unterhaltsverpflichtung wären dann 
angebracht (indexgesichert). 

2. Die individuelle Berechnung: 

Kann nicht, wie bisher, nur zu Lasten des Drittschuldners (und 
wenn der nicht will, zu Lasten des Schuldners) gehen. Hier wird 
es, auf Dauer gesehen, unumgänglich sein, daß die Gerichte ein ei­
genes Service bieten. Dieses umfaßt nicht nur die prinzipielle In­
formation (Listen, Merkblätter), sondern auch individuelle, ver­
bindliche Berechnungen für Schuldner und Drittschuldner. 

, 
• 
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